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Forstfachliche Kriterien zur Feststellung der Waldeigenschaft gemäß § 2 Thüringer Waldge-

setz (ThürWaldG) – Interpretationshilfe des TMLNU1 

 

Das Thüringer Waldgesetz enthält in § 2 Abs. 1 eine gesetzliche Definition des Waldbegriffs. Dem-

zufolge ist Wald im Sinne dieses Gesetzes jede Grundfläche, die mit Waldbäumen oder Waldsträu-

chern bestockt und durch ihre Größe geeignet sowie dazu bestimmt ist, die folgenden Nutz-, 

Schutz- und Erholungsfunktionen zu übernehmen, insbesondere 

1. der Holzproduktion zu dienen, 

2. die günstigen Wirkungen auf Klima, Boden, Wasserhaushalt und Luftreinhaltung zu steigern, 

3. der heimischen Tier- und Pflanzenwelt einen Lebensraum zu bieten oder 

4. der Erholung für die Bevölkerung gerecht zu werden. 

Darüber hinaus benennt § 2 Abs. 2 ThürWaldG diejenigen Flächen, die zum Wald gehören als auch 

§ 2 Abs. 3 ThürWaldG diejenigen Flächen, die vom Waldbegriff ausdrücklich ausgenommen sind. 

Als Interpretationshilfe werden die nachfolgenden fachlichen Hinweise gegeben, die für eine ein-

heitliche Entscheidungsfindung zu beachten sind: 

Grundsätzlich erfolgt jede Feststellung der Waldeigenschaft auf der Basis des Thüringer Waldge-

setzes. Die untere Forstbehörde entscheidet, wann ein Fläche Wald im Sinne des Waldgesetzes ist. 

Wald ist grundsätzlich ein tatsächlicher Begriff, somit muss auf die tatsächlich anzutreffenden Ver-

hältnisse Bezug genommen werden. Die Waldeigenschaft ist unabhängig von Einträgen in Waldflä-

chenverzeichnisse, Bezeichnungen im Grundbuch oder Plänen, von Flurstücksgrenzen, der Art der 

Bestockung, der forstlichen Güte oder Nutzbarkeit, der Art der Entstehung, des Entwicklungszu-

standes oder einem eventuell vorhandenen Kaufpreis. Lediglich die konkret auf der Fläche vorzu-

findenden Verhältnisse sind für eine Beantwortung der Frage nach der Waldeigenschaft maßgeb-

lich. 

Um die auf jeden Fall vor Ort vorzunehmende Einschätzung zu vereinfachen, werden für die Praxis 

die nachfolgenden Abgrenzungskriterien empfohlen. Dabei stehen vor allem die Merkmale Min-

destgröße und Mindestbestockung im Vordergrund. 

Waldbäume und Waldsträucher: sind zur natürlichen Flora Deutschlands gehörende, wild wachsen-

de Baum- und Straucharten. Waldbäume im Sinne des ThürWaldG sind darüber  

hinaus auch Baumarten fremdländischer Herkunft (z. B. Douglasie, Schwarzkiefer, Lärche u. a.) 

sowie deren natürliche oder künstlich entstandene Hybriden, soweit sie im Rahmen der forstwirt-

schaftlichen Tätigkeit üblicherweise in Beständen angebaut werden. Als Waldsträucher sind solche 

Sträucher anzusehen, die mit Waldbäumen vergesellschaftet sind und mit ihnen eine Lebensge-

meinschaft bilden.  

Nicht zu den Waldbäumen und Waldsträuchern gehören veredelte Obstbäume und typische zu Gar-

tenbau- und Zierzwecken angepflanzte Baum- und Straucharten fremdländischer  

oder gärtnerischer Herkunft sowie deren Hybriden. 

Kommen auf einer bestockten Grundfläche neben Waldbäumen und -sträuchern auch andere Ge-

hölze (z. B. veredelte Obstbäume) vor, ist für die Waldeigenschaft entscheidend, welche Gruppe 

dem Bestand das charakteristische Gepräge überwiegend verleiht. 

Erforderliche Grundfläche (Mindestgröße): Hierbei ist zu unterscheiden, ob die zu beurteilende 

Grundfläche an eine Waldfläche angrenzt oder isoliert liegt. Jede an eine bestehende Waldfläche 

angrenzende Grundfläche, bei der die in dieser Definition genannten Kriterien erfüllt sind oder die 

                                                           
1 Die vorliegende Interpretationshilfe wurde im Hinblick auf eine Aktualisierung letztmalig im Dezember 2004 zwischen der obersten Forst-, Land-

wirtschafts- und Naturschutzbehörde im TMLNU einvernehmlich abgestimmt. 
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mit Waldsträuchern im Sinne eines Waldmantels (Breite bis ca. 20 m) bestanden ist, zählt unabhän-

gig von ihrer Größe zum Wald.  

Die Angabe einer Mindestgröße, ab der die Waldeigenschaft anzunehmen ist, kann sinnvollerweise 

nur für isolierte Grundflächen erfolgen. Vom sonstigen Wald isoliert ist eine Grundfläche dann, 

wenn ihr Abstand den eines zukünftigen Kronendurchmessers (i. d. R. 20 m)  

überschreitet.  

Die erforderliche Mindestgröße für die Waldeigenschaft isolierter Grundflächen richtet sich nach 

der Möglichkeit, dass sich auf dieser Grundfläche eine spezielle Lebensgemeinschaft bilden kann, 

die für den Wald typische klimatische und ökologische Bedingungen aufweist (u. a. ausgeglichener 

und verzögerter Temperaturgang, ausgeglichen hohe Feuchte, Luftruhe). Bei Flächengrößen von 

über 0,2 ha kann ohne weiteren Nachweis die Waldeigenschaft angenommen werden, soweit diese 

mit Waldbäumen und/oder Waldsträuchern in einer entsprechenden Art und Weise bewachsen sind. 

Je nach Lage des Einzelfalls ist nach einer Einschätzung vor Ort auch bei kleineren Flächen eine 

Zuordnung zum Wald möglich. Bei linienförmiger Ausprägung einer Fläche ist als zusätzliches 

Kriterium eine Mindestbreite von 10 m erforderlich.  

Unabhängig von der angegebenen Flächengröße fällt jede nach Maßgabe des § 21 ThürWaldG an-

gelegte Erstaufforstung unter den Waldbegriff.  

Erforderliche Mindestanforderungen bezüglich der Bestockung: Für die Waldeigenschaft unerheb-

lich sind die Entstehung sowie die Nutzholztauglichkeit des aufstockenden Bewuchses. Der Be-

wuchs muss in der Lage sein, hinsichtlich seiner räumlichen Verteilung und seines Entwicklungspo-

tenzials die gesetzlich definierten Funktionen zukünftig zu erfüllen.  

Entscheidend für die Waldeigenschaft ist daher, ob der Bewuchs Eigenschaften aufweist, die ihn 

strukturell mindestens mit Vorwaldstadien (Pionierwälder u. a. mit Esche, Ahorn, Eberesche, Birke, 

Aspe und anderen Weichlaubhölzern) vergleichbar erscheinen lässt. Ab einem Überschirmungsgrad 

von 40 % ist der erforderliche (Vor-)Waldcharakter ohne weiteren Nachweis anzunehmen. Besteht 

der Bewuchs vorwiegend aus Waldsträuchern, so müssen sie entsprechend mit Waldbäumen 

durchmischt sein.  

Besteht der Bewuchs der Fläche vorwiegend oder ausschließlich aus Waldbäumen, kann von Wald 

ausgegangen werden, wenn mindestens 400 Baumpflanzen pro ha mit einer Höhe von mehr als ei-

nem Meter - weitgehend gleichmäßig über die Fläche verteilt - vorhanden sind. In diesem Fall kann 

unterstellt werden, dass der erforderliche Vorwaldcharakter gegeben ist und der Bewuchs durch 

sich berührende Kronen mittelfristig einen Bestandesschluss und damit die Entstehung eines Wal-

dinnenklimas ermöglichen wird. 

Nicht zum Wald gehören (siehe auch § 2 Abs. 3 ThürWaldG):  

- Hecken und Anpflanzungen, die mit dem Ziel einer Heckenbegründung angelegt wurden. 

- Nicht vom Wald umschlossene Zwergstrauch- und Wacholderheiden/triften nach Definition der 

§ 18-Biotope.  

- Schnellwuchsplantagen auf Ackerflächen mit einer Umtriebszeit unter 10 Jahren, die zur 

Holzproduktion bestimmt sind.  

- Gebüsche, soweit es sich nicht um Waldsträucher im Sinne eines Waldmantels handelt und die-

se nicht durch Waldbäume und waldtypische, schattentolerante Sträucher geprägt sind, so vor 

allem Trockengebüsche nach Definition der § 18-Biotope.  

Dagegen gehören Waldwiesen zum Wald, können aber landwirtschaftlich genutzt werden.  

Weiterhin gelten gemäß dem Gesetz zur Gleichstellung stillgelegter und landwirtschaftlich genutz-

ter Flächen vom 10. Juli 1995 (BGBl. I. Jahrgang 1995) nach den Verordnungen (EWG) Nr. 

1765/92, (EG) Nr. 1251/99 und (EG) Nr. 1782/03 stillgelegte Flächen weiterhin als landwirtschaft-

lich genutzte Flächen, unabhängig von eventuell sich einstellender Sukzession. 


